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Förderung von Teilzeitarbeit 
durch gesetzlichen Rechtsanspruch — 

Reform oder Hindernis für mehr Beschäftigung? 

67.Jahrgang 

Von Januar 2001 an haben die vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer in Deutschland — derzeit knapp 

19 Millionen — einen Anspruch auf Teilzeitarbeit in ihrem Betrieb. Zudem müssen künftig Teilzeitbeschäf-

tigten, die länger arbeiten wollen — das sind gegenwärtig rund 6,5 Millionen —, auf Wunsch die im Betrieb 

frei werdenden Vollzeitarbeitsplätze angeboten werden, es sei denn, dringende betriebliche Gründe ste-

hen dem entgegen. 

In der vorliegenden Untersuchung wird versucht abzuschätzen, welche Beschäftigungspotentiale aus 

den gesetzlichen Anspruchsvoraussetzungen resultieren. Aus den Schätzungen ergeben sich zwar be-

trächtliche Beschäftigungspotentiale — ein Arbeitsvolumen von etwa einer halben Million Vollzeitstel-

len —, es bestehen aber begründete Zweifel, ob diese Potentiale tatsächlich erschlossen werden können. 

Die aus dem gesetzlichen Rechtsanspruch abgeleiteten beschäftigungspolitischen Erwartungen sollten 

daher nicht zu hoch gesteckt werden. 

Der Bundestag verabschiedete Mitte November das 

Gesetz' über befristete Arbeitsverträge und zur Teilzeitar-

beit. In Artikel 1, § 8 heißt es:,,(1) Ein Arbeitnehmer, des-

sen Arbeitsverhältnis länger als sechs Monate bestanden 

hat, kann verlangen, dass seine vertraglich vereinbarte 

Arbeitszeit verringert wird.... (4) der Arbeitgeber hat der 

Verringerung der Arbeitszeit zuzustimmen und ihre Ver-

teilung entsprechend den Wünschen des Arbeitnehmers 

festzulegen, soweit betriebliche Gründe nicht entgegen-

stehen ...". Erstmals besteht damit für Vollzeitbeschäftig-

te vom Jahre 2001 an ein gesetzlicher Anspruch auf Teil-

zeitarbeit. Dies gilt für Personen, deren Arbeitsverhältnis 

bei einem Arbeitgeber länger als sechs Monate besteht 

[Artikel 1, § 8 ( 1)] und die in einem Betrieb arbeiten, in 

dem in der Regel mehr als 15 Arbeitnehmer2 beschäftigt 

werden [Artikel 1, § 8 (7)]. 

Neben der Reduzierung von Arbeitszeiten für die 

Gruppe der Vollzeitbeschäftigten wird erstmals teilzeitbe-

schäftigten Arbeitnehmern das Recht eingeräumt, mit ih-

rem Wunsch nach Ausweitung von Arbeitszeiten gegen-

über Neueinstellungen vorrangig berücksichtigt zu wer-

den. So ist nach dem neuen Teilzeitgesetz (Artikel 1, § 9) 

eine teilzeitbeschäftigte Person, die einen solchen 

Wunsch angezeigt hat, „bei der Besetzung eines ent-

sprechenden freien Arbeitsplatzes bei gleicher Eignung 

bevorzugt zu berücksichtigen, es sei denn, dass dringli-

che betriebliche Gründe oder Arbeitszeitwünsche ande-

rer teilbeschäftigter Arbeitnehmer entgegenstehen". Ziel 

ist es „ein Rückkehrrecht zu verankern, um Arbeitneh-

' Vgl. Bundestagsdrucksache 14/4374 (Entwurf des Gesetzes 
über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge und zur Änderung 
und Aufhebung arbeitsrechtlicher Bestimmungen) — im Folgenden: 
neues Teilzeitgesetz — vom 24.10.2000 und Bundestagsdrucksa-
che 14/4625 vom 15.11.2000 (Beschlussempfehlung und Bericht). 

2 Bei der Zahl der Arbeitnehmer werden Personen in Berufsaus-
bildung nicht berücksichtigt. 



Abbildung 1 

Arbeitszeitwünsche von abhängig Beschäftigten in Vollzeit (ohne Auszubildende) 
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mern die Entscheidung zu erleichtern, Teilzeitarbeits-

wünsche auch zu realisieren, ohne die Befürchtung ha-

ben zu müssen, auf Dauer auf höhere Verdienstmöglich-

keiten zu verzichten"? 

Zentrales Ziel des Gesetzes ist es, Teilzeitarbeit zu för-

dern (Artikel 1, § 1). Damit ist auch die Hoffnung verbun-

den, die vorhandenen Beschäftigungspotentiale besser 

zu erschließen. Inwieweit sich diese Hoffnungen erfüllen, 

hängt nicht zuletzt von der Entwicklung und der Struktur 

individueller Arbeitszeitwünsche ab. 

Neigung von Vollzeitbeschäftigten 

für Teilzeitarbeit gesunken 

Das DIW Berlin hat letztmals 1998 über die Entwicklung 

von Arbeitszeitpräferenzen berichtet .4 Die für 1999 auf der 

3 Vgl. Bundestagsdrucksache 14/4625 vom 15.11.2000. 

4 Arbeitszeitpräferenzen in West- und Ostdeutschland 1997 — 
Potential fürVerkürzung derArbeitszeit gesunken. Bearb.: Elke Holst 
und Jürgen Schupp. In: Wochenbericht des DIW, Nr.37/98, S. 667-
677 sowie die im Wochenbericht Nr. 44/98 korrigierte Tabelle 5. 
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Basis des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP)5 aktuali-

sierten Befundes zeigen, dass bei den Beschäftigten wei-

terhin eine große Bereitschaft zur Verkürzung der Arbeits-

zeit besteht (Abbildung 1). 7 Allerdings hat die Neigung, 

mehr in Teilzeit zu arbeiten, abgenommen. Dem steht ein 

wachsender Anteil von Vollzeitbeschäftigten gegenüber, 

die gerne ihre vereinbarte Arbeitszeit ausweiten würden, 

also Überstunden leisten wollen. Dieser Wunsch ist bei 

Männern besonders stark ausgeprägt ( 1999: West 16 

Ost 22 %). 

Insgesamt waren 1999 in Westdeutschland 27% der 

vollzeitbeschäftigten Frauen und 12% der vollzeitbe-

schäftigten Männer bereit, ihre Arbeitszeit auf 30 Stun-

den pro Woche oder weniger zu reduzieren (Abbildung 1). 

Bei den Männern wurde damit einer der Spitzenwerte im 

Vergleich der letzten 15 Jahren erreicht (der Anteil liegt 

seit 1985 in einer Bandbreite von 6% bis 13%). Dies 

lässt durchaus ein Potential zur Reduzierung der Arbeits-

zeit in Richtung Teilzeit erkennen. Bei den Frauen ist der 

Wunsch nach Teilzeitarbeit zwar deutlich ausgeprägter, 

der Anteil unter den Vollzeitbeschäftigten ist aber in den 

letzten Jahren rückläufig; er weist 1999 einen der nied-

rigsten Werte seit 1985 auf (der Anteil bewegte sich von 

26 % bis 36 %). 

In Ostdeutschland wird der Wunsch nach einer Arbeits-

zeitverkürzung auf 30 oder weniger Stunden von ver-

gleichsweise wenigen Personen geäußert. Unter den Voll-

zeitbeschäftigten waren 1999 in größerem Umfang nur 

Frauen an einerTeilzeitarbeit von 30 oder weniger Stunden 

interessiert (Frauen 21 %, Männer 6 %); ihr Anteil reichte 

seit 1991 von 19 % bis 27 % (Männer 4 % bis 12 %). 

Veränderungen von Arbeitszeitwünschen können von 

der individuellen Situation abhängen ( Einkommen, Ge-

burt eines Kindes, Pflegetätigkeiten etc.). Analysen zu Ar-

beitszeitwünschen im erwerbsbiographischen Längs-

schnitt (5-Jahresvergleich) belegen im Zeitablauf deutli-

che individuelle Präferenzwechsel.s Sie können aber 

auch auf einen Wandel der Rahmenbedingungen zurück-

geführt werden. So schlug sich die Einführung der 28,8-

Stunden-Woche bei VW im Jahre 1994 vermutlich in den 

sprunghaft gestiegenen Wünschen nach Verkürzung der 

Arbeitszeit nieder. 

Auch der Gesetzgeber erwartet, dass das neue Teil-

zeitgesetz einen Einfluss auf die Arbeitszeitwünsche 

ausüben wird und insbesondere mehr Männer künftig 

bereit sein werden, eine Teilzeitbeschäftigung auszu-

üben.9 

Aufstockung auf Vollzeitbeschäftigung 

vor allem in Ostdeutschland gewünscht 

In der Mehrheit wird Teilzeitarbeit von Frauen aus-

geübt; dies gilt sowohl für Westdeutschland als auch — 

wenngleich auf einem deutlich geringeren Niveau — für 

Ostdeutschland (Tabelle 1). In Westdeutschland wollten 

die meisten der Teilzeitbeschäftigten auch in dieser 

Erwerbsform verbleiben, nur 8% wünschten 1999 eine 

Vollzeitstelle (Abbildung 2). Befürchtungen, dass durch 

das Gesetz eine Flut von Anträgen auf Vollzeitbeschäfti-

gungsverhältnisse ausgelöst wird, sind daher in West-

deutschland gegenwärtig gegenstandslos. Demge-

genüber steigt der Anteil unfreiwillig teilzeitarbeitenden-

der Frauen in Ostdeutschland seit Jahren; er lag im 

Frühjahr 1999 bei rund einem Drittel aller Teilzeitbe-

5 Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) ist eine repräsentati-
ve Wiederholungsbefragung von rund 13 000 erwachsenen Perso-
nen in Privathaushalten, die jährlich seit 1984 in Westdeutschland 
und seit 1990 in Ostdeutschland durchgeführt wird. Vgl. hierzu auch 
Projektgruppe Panel: Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) im 
Jahre 1994. In: Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung, Heft 1/ 
1995, S.5-15. 

6 Der Bericht beschränkt sich auf die zum jeweiligen Befra-
gungszeitpunkt in einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis ste-
henden Erwerbstätigen (ohne gewerbliche und kaufmännische 
Auszubildende). 

7 Im SOEP werden Personen nach ihren Arbeitszeitwünschen 
befragt. Daraus lässt sich empirisch ermitteln, ob und in welchem 
Umfang sie ihre tatsächliche bzw. ihre vereinbarte Arbeitszeit bei 
entsprechenden Einkommensanpassungen ausweiten oder redu-
zieren möchten. 

8 Vgl. Ist Teilzeitarbeit der richtige Weg? Arbeitszeitpräferenzen 
in West- und Ostdeutschland. Bearb. Elke Holst und Jürgen 
Schupp. In: Wochenbericht des DIW, Nr. 35/97, S. 624 f. 

9 Vgl. BMA-Pressemitteilung vom 17.11.2000; Bundestag verab-
schiedet Teilzeit- und Befristungsgesetz. 

Abbildung 2 

Arbeitszeitwünsche abhängig beschäftigter 
Frauen in Teilzeit (ohne Auszubildende) 
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Tabelle 1 

Teilzeitquote von abhängig Beschäftigten 1999 

in % 

Deutschland 
Westdeutschland insgesamt 

Männer 

Frauen 

Ostdeutschland insgesamt 

Männer 

Frauen 

21,2 
22,6 

7,3 

42,1 

14,7 

3,2 

28,3 

Quellen: SOEP 1999; Berechnungen des DIW. 

schäftigten. 10 Hier ist die Wahrscheinlichkeit groß, dass 

die Frauen die Chancen zu nutzen versuchen, im Falle 

eines zusätzlichen Arbeitskräftebedarfes ihre Arbeitszeit 

zu erhöhen. 11 Neueinstellungen dürften dann häufiger 

zurückgestellt werden. 

Viele Personen möchten ihre Arbeitszeit aber nur um 

einige Stunden aufstocken und nicht gleich eine Vollzeit-

stelle ausüben (Tabelle 2). Rund 40 % der Teilzeitbeschäf-

tigten, das sind 2,6 Millionen Personen, möchten minde-

stens zwei Stunden pro Woche mehr arbeiten. Davon wol-

len ca. 2 Millionen Personen ihre Arbeitszeit um sechs 

und mehr Stunden erhöhen. Dies stellt im Vergleich zum 

Wunsch nach einer Vollzeittätigkeit ein deutlich höheres 

Beschäftigungspotential dar und betrifft vor allem Frauen 

auch in Westdeutschland (insgesamt knapp 1,4 Millionen 

Personen). Wird über das Teilzeitgesetz faktisch das An-

recht auf eine Aufstockung zur Vollzeitstelle gefördert, kä-

men diese Personen kaum zum Zuge: Denn Teilzeitbe-

schäftigte sind nur „bei der Besetzung eines entsprechen-

den freien Arbeitsplatzes" (Artikel 1, § 9 ) bevorzugt zu 

berücksichtigen, haben aber nicht generell das Recht auf 

eine beliebige Aufstockung ihrer Stunden. 

Umverteilungspotentiale in West- und 

Ostdeutschland vorhanden 

Den Teilzeitbeschäftigten, die mehr arbeiten möchten, 

stehen Vollzeitbeschäftigte gegenüber, die weniger arbei-

ten wollen. Von beschäftigungspolitischer Bedeutung sind 

vor allem jene, die ihre Arbeitszeit erheblich zu reduzie-

ren suchen. Unter denen, welche die gesetzlichen An-

spruchskriterien 12 erfüllen, streben 16% eine Verringe-

rung der wöchentlichen Arbeitszeit um sechs und mehr 

Stunden an. Das entspricht einem Potential von reichlich 

drei Millionen Personen; davon leben knapp 2,7 Millionen 

Personen ( 17%) in Westdeutschland und knapp 0,4 Mil-

lionen Personen (12%) in Ostdeutschland. Hinzu kom-

men Personen, die ihre Arbeitszeit in geringerem Umfang 

— um zwei bis fünf Stunden — verkürzen möchten. Dies 

sind reichlich 3,3 Millionen Personen ( 18%). In beidenTei-

len Deutschlands liegt der Anteil der Frauen, die ihre Ar-

beitszeit verkürzen möchten, besonders hoch. 

Aufgrund der höheren Zahl von Vollzeitbeschäftigten be-

steht per saldo ein rechnerisches Mehrbeschäftigungspo-

tential, das Arbeitslosen und Nichterwerbstätigen zugute 

kommen könnte. Dies wird noch deutlicher, wenn alle Ar-

beitszeitwünsche berücksichtigt werden, also auch ge-

ringfügige Veränderungen (weniger als zwei Stunden) und 

Überstundenwünsche (Tabelle 3). Für Westdeutschland 

wurde für 1999 ein rechnerisches saldiertes Umvertei-

lungspotential von wöchentlich 0,6 Stunden pro Beschäf-

tigten ermittelt; insgesamt wären das reichlich 400000 

Vollzeitstellen. Auf den ersten Blick mag überraschen, 

dass das durchschnittliche Stundenpotential pro Beschäf-

tigten bei den Männern größer ausfällt als bei den Frauen 

(0,7 gegenüber 0,5 Stunden). Dies liegt daran, dass es 

kaum teilzeitbeschäftigte Männer gibt und deshalb die 

Wünsche nach Mehrarbeit in der saldierten Betrachtung 

weniger zu Buche schlagen als bei den Frauen. 73 

In Ostdeutschland zeigt sich ein etwas anderes Bild. 

Das rechnerische saldierte Beschäftigungspotential ist 

hier mit wöchentlich 0,5 Stunden pro Arbeitnehmer etwas 

niedriger als in Westdeutschland. Es sind insbesondere 

Frauen, die per saldo dazu beitragen könnten —, und 

zwar um durchschnittlich 0,8 Stunden (Männer 0,2 Stun-

den); dies entspricht insgesamt einem Arbeitsvolumen 

von 70000 Vollzeitstellen. 

Im Vergleich zum Vorjahr ist das Beschäftigungspoten-

tial, das sich bei Realisierung der verschiedenen Arbeits-

zeitwünsche rechnerisch ermitteln lässt, in West- wie in 

Ostdeutschland gesunken, im Vergleich zu Anfang der 

90er Jahre sogar erheblich. 1998 übertraf die vereinbarte 

wöchentliche Arbeitszeit in Westdeutschland die ge-

wünschte Arbeitszeit noch um durchschnittlich 0,9 Stun-

den (Ost: 1,8 Stunden), 1993 sogar um 1,3 Stunden (Ost: 

1,9 Stunden). 

10 Zu ostdeutschen Besonderheiten vgl. auch: Erwerbstätigkeit 
von Frauen in Ost- und Westdeutschland weiterhin von steigender 
Bedeutung. Bearb.: Elke Holst und Jürgen Schupp. In: Wochenbe-
richt des DIW, Nr. 28/96, S. 461-469. 

11 Gegenwärtig ungeklärt ist auch der Umgang mit möglichen 
Anträgen von gegenwärtig Teilzeitbeschäftigten zur Ausübung ei-
ner weiteren (sprich: zweiten) Teilzeitbeschäftigung im Betrieb. Wird 
auch solchen Anträgen eine höhere Priorität zukommen, wenn ein 
Wunsch zur Mehrarbeit gemäß Artikel 1, § 9 Teilzeitgesetz be-
steht? 

12 Im SOEP können Informationen über Erwerbswünsche von 
Personen gewonnen werden, deren Beschäftigungsdauer im Be-
trieb länger als 6 Monate ist und die in Betrieben ab 20 Beschäftig-
ten arbeiten. Dies kommt den gesetzlichen Kriterien zur An-

spruchsberechtigung sehr nahe. 

13 Vollzeitbeschäftigte Frauen wollen in höherem Umfang ihre 
Arbeitszeit verkürzen als Männer (Frauen um 2,8 Stunden, Männer 
um 1 Stunde), umgekehrt streben die teilzeitbeschäftigten Frauen 
in vergleichsweise geringerem Umfang Mehrarbeit an (Frauen um 
2,7 Stunden, Männer um 3,8 Stunden).Vor allem geringfügig Be-
schäftigte wollen ihre Arbeitszeit massiv ausdehnen. 
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Hierbei ist freilich zu berücksichtigen, dass die durch-

schnittlich vereinbarte Wochenarbeitszeit vor allem infol-

ge der Ausbreitung von Teilzeitarbeit 1999 (West: 34,2 

Stunden, Ost: 38,2 Stunden) um rund 1 Stunde geringer 

war als noch 1993 (West: 35,2 Stunden, Ost: 39,4 Stun-
den). 

Die hier ermittelten Potentiale sind rein rechnerische 

Größen. Sie können nur ausgeschöpft werden, wenn zu-

mindest die unterschiedlichen Qualifikationen der Arbeit-

nehmer einem regionalen oder auch innerbetrieblichen 

Austausch nicht entgegenstehen. Dies ist aber häufig der 

Fall - in kleineren und mittleren Betrieben ist ein Aus-

tausch zudem schwieriger als in Großbetrieben mit einem 

„internen" Arbeitsmarkt. Multivariate Analysen belegen, 

dass häufiger höher Qualifizierte und somit auch besser 

Entlohnte die Bereitschaft haben, ihre Arbeitszeit zu re-

Tabelle 2 

duzieren. Teilzeitbeschäftigte üben bislang häufig Tätig-

keiten aus, die eine geringere Qualifikation benötigen. 

Soll ein qualifikatorischer Ausgleich erreicht werden, sind 

verstärkte - auch innerbetriebliche - Weiterbildungsan-

strengungen unverzichtbar. Gemeinsame Verabredungen 

und Initiativen, wie sie im Bündnis für Arbeit mit dem Be-

schluss zur Sicherung der beruflichen Weiterbildung 14 

zum Ausdruck kommen, können dabei helfen. Damit 

könnte dem Druck entgegengewirkt werden, durch Über-

stunden 15 die personellen Engpässe zu überwinden. 

14 Vgl. Beschäftigungschancen für jeden: Weiterbildungskon-
zept vorgelegt. http://www.buendnis.de/03/O11index15.html 

15 Kaum Beschäftigungseffekte durch Abbau von Überstunden. 
Bearb.: Markus Pannenberg und Gert G. Wagner. In: Wochenbe-
richt des DIW, Nr. 31/99, S. 573-578. 

Differenz zwischen vereinbarter Arbeitszeit und Wunscharbeitszeit abhängig Beschäftigter 1999 

Beschäftigte 
insgesamt 

(hochgerech-

net in 1 000) 

Wunsch, weniger zu arbeiten 4) 

6 und mehr 
Std./Woche 

2 bis 5 
Std./Woche 

Überein- 
stimmung5) 

Wunsch, mehr zu arbeiten 4) 

2 bis 5 
Std./Woche 

6 und mehr 
Std./Woche 

in % 

Abhängig Beschäftigte') in Deutschland 

Westdeutschland insgesamt 
Männer 

Frauen 

Ostdeutschland insgesamt 

Männer 

Frauen 

Vollzeitbeschäftigte 2) mit Erfüllung 
der gesetzlichen Kriterien 3) 

Beschäftigte insgesamt 

Westdeutschland insgesamt 
Männer 

Frauen 

Ostdeutschland insgesamt 
Männer 

Frauen 

Teilzeitbeschäftigte 2) 

Beschäftigte insgesamt 

Westdeutschland insgesamt 

Männer 
Frauen 

Ostdeutschland insgesamt 
Männer 

Frauen 

30 661 

25 303 

14167 

11 136 

5 358 
2 900 

2 457 

18 601 

15 462 

10 564 

4 899 

3139 
1908 
1 231 

14,6 

15,0 
13,7 

16,7 

12,6 

9,3 
16,5 

16,4 

17,4 

13,2 

26,3 

11,9 
7,2 

19,3 

15,1 

14,8 
15,0 

14,5 

16,3 

15,9 
16,7 

17,8 

17,8 
16,6 

20,4 

17,6 
15,4 

20,9 

6512 5,1 5,7 

5722 5,2 5,7 

1038 5,3 1,6 
4684 5,2 6,6 

790 4,3 5,6 

94 
696 4,5 6,4 

44,3 

44,1 
43,7 
44,6 

45,3 

50,3 

39,4 

43,8 

42,2 

42,8 

40,8 

51,9 

55,9 
45,7 

48,8 

50,8 

52,9 
50,3 

34,8 

34,4 

10,1 

10,2 
13,0 

6,6 

9,5 
9,1 

10,0 

10,2 

10,9 
13,7 

4,8 

7,1 

8,6 
4,8 

9,5 

8,3 
7,2 

8,5 

18,7 

18,9 

16,0 

15,9 
14,6 

17,6 

16,3 

15,4 
17,3 

11,7 

11,8 
13,6 

7,8 

11,4 

12,8 
9,3 

30,8 

30,1 

33,0 
29,4 

36,5 
42,0 

35,8 

(/) Aufgrund geringer Fallzahl (weniger als 10 Fälle) nicht ausgewiesen. -') Einschließlich Beamte, ohne Auszubildende sowie ohne 
geringfügig Beschäftigte mit subjektiver Zuordnung als „Nichterwerbstätige in der Haupttätigkeit". - 2) Arbeitszeitumfang nach Selbstzu-
ordnung der Befragten. - 3) Beschäftigungsdauer beim derzeitigen Arbeitgeber länger als 6 Monate und in einem Unternehmen mit 20 
und mehr Beschäftigten tätig. - 4) Frage zur Wunscharbeitszeit: „Wenn Sie den Umfang Ihrer Arbeitszeit selbst wählen könnten und dabei 
berücksichtigen, daß sich Ihr Verdienst entsprechend der Arbeitszeit ändern würde: Wie viele Stunden in der Woche würden Sie dann am 
liebsten arbeiten?" - 5) Differenz der vereinbarten Arbeitszeit zur Wunscharbeitszeit beträgt 0, 1 oder 1,5 Std. 

Quellen: SOEP; Berechnungen des DIW. 
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Tabelle 3 

Durchschnittliche vereinbarte und gewünschte Arbeitszeit abhängig Beschäftigter') 1999 

Stunden pro Woche 

Insgesamt 

Männer Frauen 

Insgesamt Vollzeitbe- 
schäftigt2) 

Teilzeitbe- 
schäftigt2) 

Insgesamt Vol Izeitbe-
schäftigt2) 

Teilzeitbe- 
schäftigt2) 

Beschäftigte in 1000 (hochgerechnet) 

Vereinbarte Arbeitszeit 

Gewünschte Arbeitszeit3) 

Differenz zwischen gewünschter 

und vereinbarter Arbeitszeit 

Beschäftigte mit Wunsch weniger') 
zu arbeiten in 1 000 (hochgerechnet) 

Vereinbarte Arbeitszeit 

Gewünschte Arbeitszeit3) 

Differenz zwischen gewünschter 
und vereinbarter Arbeitszeit 

Beschäftigte mit Wunsch mehr') 
zu arbeiten in 1 000 (hochgerechnet) 

Vereinbarte Arbeitszeit 

Gewünschte Arbeitszeit3) 

Differenz zwischen gewünschter 
und vereinbarter Arbeitszeit 

Beschäftigte in 1 000 (hochgerechnet) 

Vereinbarte Arbeitszeit 
Gewünschte Arbeitszeit3) 

Differenz zwischen gewünschter 
und vereinbarter Arbeitszeit 

Beschäftigte mit Wunsch weniger°) 
zu arbeiten in 1 000 (hochgerechnet) 

Vereinbarte Arbeitszeit 
Gewünschte Arbeitszeit3) 

Differenz zwischen gewünschter 
und vereinbarter Arbeitszeit 

Beschäftigte mit Wunsch mehr 4) 
zu arbeiten in 1000 (hochgerechnet) 

Vereinbarte Arbeitszeit 

Gewünschte Arbeitszeit3) 

Differenz zwischen gewünschter 
und vereinbarter Arbeitszeit 

25 303 
34,2 

33,6 

-0,6 

7 540 

39,1 

31,0 

-8,1 

6130 

29,4 
37,4 

8,1 

5 358 

37,8 
37,3 

-0,5 

1 547 

40,8 

34,7 

-6,0 

1322 

33,1 
41,7 

8,6 

14167 

37,9 
37,2 

-0,7 

4 061 

41,3 

32,4 

-8,9 

3 681 

34,7 

42,3 

13129 

39,2 
38,2 

Westdeutschland 

1 038 

20,9 
24,7 

-1,0 3,8 

3 990 

41,7 

32,7 

-8,9 / 

3 326 

36,9 
43,9 

355 

14,7 

27,4 

7,6 7,0 12,7 

2 900 
39,7 

39,5 

2 806 

40,3 

39,9 

Ostdeutschland 

94 

22,5 

29,5 

-0,2 -0,4 7,0 

731 

42,9 

34,5 

728 

42,9 

34,5 

-8,4 -8,4 / 

683 

36,8 
45,5 

628 
38,0 

46,2 

55 

23,3 

37,4 

8,7 8,3 14,0 

11 136 

29,5 

29,0 

-0,5 

3 479 

36,6 

29,3 

-7,3 

2 449 

21,4 

30,2 

6 452 
37,8 

35,0 

4 684 

17,9 

20,6 

-2,8 2,7 

2918 

38,7 
31,3 

561 

25,6 

18,8 

-7,4 -6,8 

784 

35,3 

40,5 

1 665 

14,8 

25,3 

8,8 5,2 10,5 

2 458 

35,5 

34,6 

1 762 
39,0 

36,0 

696 
26,4 

30,9 

-0,8 -2,9 4,5 

816 

38,9 

35,0 

-3,9 

639 

29,1 

37,7 

740 

39,7 

36,0 

76 

31,0 

24,6 

-3,6 -6,5 

277 

36,0 
43,1 

362 

23,8 

33,5 

8,6 7,1 9,7 

(/) Aufgrund geringer Fallzahl (weniger als 10 Fälle) n'cht ausgewiesen. -') Einschließlich Beamte, ohne Auszubildende sowie ohne 
geringfügig Beschäftigte mit subjektiver Zuordnung als „Nichterwerbstätige in der Haupttätigkeit`. - 2) Arbeitszeitumfang nach Selbstzu-
ordnung der Befragten. - 3) Frage zur Wunscharbeitszeit: „Wenn Sie den Umfang Ihrer Arbeitszeit selbst wählen könnten und dabei 
berücksichtigen, daß sich Ihr Verdienst entsprechend der Arbeitszeit ändern würde: Wie viele Stunden in der Woche würden Sie dann am 
liebsten arbeiten?" - 4) Differenz der vereinbarten Arbeitszeit zur Wunscharbeitszeit beträgt zwei oder mehr Stunden. 

Quellen: SOEP; Berechnungen des DIW. 

Hilft das Teilzeitgesetz Beschäftigungspotentiale 

auszuschöpfen? 

Rechnerisch besteht also in Deutschland sowohl bei 

Männern als auch bei Frauen bei gegebenem Arbeitsvo-

lumen ein Potential für die Umverteilung von Arbeit und 

zusätzliche Beschäftigung. Es ist allerdings die Frage, in-

wieweit das Teilzeitgesetz dazu beiträgt, dieses Potential 

auszuschöpfen oder sogar - wie angestrebt - weiteres 

Beschäftigungspotential zu schaffen. Hier ist Skepsis an-

gebracht. 

Vor allem teilzeitbeschäftigte Frauen haben den 

Wunsch, mehr zu arbeiten. Sie müssen nicht zuletzt Tä-

tigkeiten übernehmen, die von Männern, die ihre Arbeits-
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zeit reduzieren möchten, ausgeübt werden. Ob hier ein 

solcher Austausch — ohne weitere Qualifizierungen — 

tatsächlich möglich ist, muss bezweifelt werden. Mögli-

cherweise kämen wohl eher männliche Arbeitslose zum 

Zuge. Dies verfestigt die geschlechtsspezifische Segrega-

tion auf dem Arbeitsmarkt. Damit insbesondere Müttern 

die Ausübung von Erwerbsarbeit erleichtert wird, bedarf 

es darüber hinaus verbesserter Rahmenbedingungen; 

dazu gehören vermehrte Anstrengungen, insbesondere 

von Seiten der Länder und Kommunen, zur Bereitstellung 

von Infrastruktureinrichtungen (Kindergartenplätze, ver-

lässliche Ganztagsschulen etc.). 

Mit der Einführung des Rechts auf Teilzeitarbeit und auf 

die Ausweitung der Arbeitszeit können bei dem Arbeitge-

ber Vorbehalte gegen Teilzeitbeschäftigung 16 wieder 

wachsen. 17 Denn künftig haben Arbeitnehmer die Mög-

lichkeit — auch gegen den erklärten Widerstand 18 des Ar-

beitgebers — ihre Teilzeitwünsche geltend zu machen, 

wenn keine betrieblichen Notwendigkeiten dagegenste-

hen. Auf Seiten der Arbeitgeber stößt das Gesetz vor al-

lem auch wegen der befürchteten Rechtsunsicherheit so-

wie Rechtsstreitigkeiten über die Definition der „betriebli-

chen Gründe" oder der „unverhältnismäßigen Kosten", 

wie sie in Artikel 1, § 8 (4) des Gesetzes geregelt sind, 

sowie wegen der besonderen Nachweispflichten der Ar-

beitgeber auf strikte Ablehnung. 19 Die Bedenken, dass die 

Arbeitsgerichte nun zur Durchsetzung von Teilzeitansprü-

chen nicht unbeträchtlich belastet würden, dürften unbe-

gründet sein. Denn angesichts der hohen Arbeitslosigkeit 

dürften sich die Klagen bei bestehenden Arbeitsverhält-

nissen — wie bisher auch — in engen Grenzen halten.2o 

Fazit 

In Deutschland bestehen nach wie vor Beschäftigungs-

potentiale durch die Ausweitung von Teilzeit — auch wenn 

sie im Vergleich zu Anfang der 90er Jahre deutlich gerin-

ger geworden sind. Die Wünsche zur Teilzeitbeschäfti-

gung lassen sich auch nach Inkrafttreten der gesetzlichen 

Neuregelung nur realisieren, wenn die bestehenden Vor-

behalte der Arbeitgeber gegen die vermehrte Bereitstel-

lung von Teilzeitarbeitsplätzen abgebaut werden können. 

Ob dies allein durch die gesetzlichen Ansprüche erreicht 

werden kann, die gegebenenfalls gegen den Widerstand 

des Arbeitgebers durchgesetzt werden müssen, ist frag-

lich. 

Der erhoffte beschäftigungspolitische „Erfolg" der Ge-

setzesmaßnahme21 hängt wesentlich davon ab, wie sich 

Kosten, Image und Erscheinungsbild von Teilzeitarbeit 
entwickeln werden. Soll das Gesetz ein Erfolg werden, 

muss auf Seiten der Arbeitgeber die Erkenntnis wachsen, 

dass sie von einer Zunahme der Teilzeitarbeit profitieren. 

Mit den neuen Vorschriften des Gesetzes zur Aus-
schreibung von Stellen 22 könnte ein Umdenkungsprozess 

für die Arbeitsplatzorganisation einhergehen, der mehr 

bewirkt als formale Rechtsansprüche. Solche Ausschrei-

bungen — allerdings nur, wenn sie ernst gemeint sind — 

können einen Beitrag für verbesserte Voraussetzungen 

zur Durchsetzung der Gleichstellung von Frauen und 

Männern liefern. Bei den heutigen Rahmenbedingun-

gen23 birgt das Teilzeitgesetz die Gefahr, das traditionelle 

Erwerbsverhalten eher zu verfestigen. 

Insgesamt bleibt festzuhalten, dass zur Erschließung 

von Beschäftigungspotentialen durch die Förderung von 

Teilzeitarbeit ein breiter gesellschaftlicher Konsens not-

wendig ist (zum Beispiel im Rahmen des bestehenden 

Bündnisses für Arbeit). Dies war zum Beispiel in den Nie-

derlanden der Fall, wo seit dem 1.7.2000 ein Arbeitszeit-

anpassungsgesetz in Kraft ist, welches ebenfalls formale 

Rechtsansprüche zur Ausübung von Teilzeitarbeit enthält. 

Im Gegensatz zu Deutschland wurde dieses Gesetz dort 

jedoch von allen großen Parteien des Parlaments unter-

stützt. Auf die Notwendigkeit von Gemeinschaftsinitiativen 

der Sozialpartner zur Förderung der Teilzeitarbeit verweist 

auch die Richtlinie des Europäischen Rate S24 über Teil-

zeitarbeit, die in die nationalen Gesetzgebungen aufge-

nommen werden soll. 

Vor dem Hintergrund der bestehenden Unsicherheiten 

wäre sicherlich eine befristete Inkraftsetzung (ähnlich wie 

bei dem früheren Beschäftigungsförderungsgesetz) so-

wie eine Berichtspflicht über die Erfahrungen mit den ein-

16 Für den allmählichen Abbau der Vorbehalte gegen Teilzeitar-

beit in der Vergangenheit vgl. z. B. Rosemarie Fiedler-Winter: Fle-
xible Arbeitszeiten — Beispiele aus der Praxis. 3. Auflage Lands-
berg/Lech 1997, sowie das WSI-Tarifhandbuch 1996 mit dem 
Schwerpunkt „Flexible Arbeitszeitregelungen", Köln. 

17 Erste Ergebnisse hierzu wird bereits die für Dezember 2000 
geplante Replikation einer im August 2000 erstmals durchgeführ-
ten Image-Analyse zur Teilzeitarbeit liefern, die vom BMA in Auf-
trag gegeben wurde. 

http.-llwww.teilzeit-info.delforschunglimganalyzelstaterheb.htm 
18 Wobei bislang keine gesicherten sowie zu verallgemeinern-

den empirischen Erkenntnisse über das Ausmaß solcher Weige-
rungen vorliegen; vielfach rechnen Beschäftigte lediglich mit ableh-
nenden Haltungen und verbleiben resignativ in Vollzeitarbeit. Vgl. 
Hartmut Seifert: Arbeitszeit nach Wunsch verkürzen? WSI-Mittei-
lungen Heft 4/2000, S. 244. 

19 Vgl. hierzu z. B. die Stellungnahme der Deutschen Arbeitge-
berverbände bei den Beratungen des Ausschusses für Arbeit und 
Sozialordnung, Ausschussdrucksache 14/932. 

20 Vgl. die Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbun-
des bei den Beratungen des Ausschusses, a.a.0. 

21 Vgl. hierzu BMA-Pressemitteilung vom 27.10.2000: Walter 

Riester: Förderung von Teilzeitarbeit und aktive Arbeitsmarktpolitik 
können Arbeitslosigkeit deutlich verringern. 

22 Laut Artikel 1, § 7 sind künftig neue Stellen grundsätzlich als 
Teilzeitarbeitsplätze auszuschreiben, „soweit sich der Arbeitsplatz 
hierfür eignet". 

23 Vgl. z. B. Ehegattensplitting nicht mehr zeitgemäß. Bearb.: 

Bernhard Seidel, DieterTeichmann und Sabine Thiede. In: Wochen-
bericht des DIW, Nr. 40/99, S. 713-723. 

24 Vgl. die Richtlinie 97/81/EG des Europäischen Rates. 

http://europa. eu. intleur-lexldellif/da t119971de-397L0081. html 
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geführten Regelungen auf der Basis einer arbeitsmarkt-

politischen Evaluierung der gesetzlichen Neuregelung 

dem jetzigen Gesetzgebungsverfahren vorzuziehen ge-

wesen. 

In einer weiter gehenden Flexibilisierung des Arbeits-

marktes liegen nach wie vor Wachstumsperspektiven und 

hohe Beschäftigungspotentiale. Wichtigste Aufgabe soll-

te es sein, diese Potentiale insbesondere für die Integra-

tion der gegenwärtig nicht Beschäftigten (Arbeitslose und 

sonstige Nichterwerbstätige mit dem Wunsch einer 

Beschäftigungsmöglichkeit25) in den Arbeitsmarkt zu nut-

zen. 

25 Zum Umfang und zur Entwicklung der Stillen Reserve vgl. 
Elke Holst: Die Stille Reserve am Arbeitsmarkt. Größe — Zusam-
mensetzung — Verhalten, edition sigma, Berlin 2000, sowie: Stille 
Reserve wichtig für die Arbeitsmarktflexibilität in Deutschland. Be-
arb.: Elke Holst und Jürgen Schupp. In: Wochenbericht des DIW, 
Nr. 29/2000, S. 457-465. 
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Industrieproduktion in Deutschland: 
Tempoabschwächung auf hohem Niveau 

Die Industrieproduktion ist in diesem Jahr der Motor der Konjunkturentwicklung in Deutschland. Die po-

sitiven Erwartungen vom Jahresanfang wurden sogar noch übertroffen. Die Industrie profitierte in hohem 

Ausmaß von der dynamischen Nachfrage aus dem Ausland. Die anhaltend günstige wirtschaftliche Ent-

wicklung in den wichtigsten Abnehmerländern der deutschen Industrie sowie der niedrige Eurokurs ließen 

die Exporte nochmals kräftig anziehen. Ob die Industrie auch im nächsten Jahr die Rolle des Konjunktur-

motors in Deutschland übernehmen kann, ist allerdings fraglich: Zwar sind einerseits angesichts der kräf-

tig zunehmenden Kapazitätsauslastung in einigen Branchen zusätzliche Impulse aus der inländischen In-

vestitionsgüternachfrage zu erwarten, doch ist andererseits mit einer Abkühlung der weltwirtschaftlichen 

Dynamik zu rechnen. 

Rasche Expansion der Produktion 

nach Jahresbeginn 

Mit dem Ausklingen der dämpfenden Effekte im Gefol-

ge der Asienkrise fasste auch die Industrieproduktion in 

Deutschland wieder Tritt. Von der Jahresmitte 1999 an ex-

pandierte sie mit laufenden Quartalsraten von real rund 

2 %, bis zum Sommer dieses Jahres mit steigender Ten-

denz (Abbildung 1). Die Industrie erwies sich damit als ein 

wichtiger Konjunkturmotor für die deutsche Volkswirt-

schaft und übertraf die vor Jahresfrist erwartete Entwick-

lung deutlich.' 

Das Wachstum wurde von der Dynamik der Auslands-

nachfrage getragen. Dies war auch so erwartet worden, 

doch wurde das tatsächliche Ausmaß unterschätzt. Die 

Auftragseingänge des verarbeitenden Gewerbes aus dem 

Ausland waren von Januar bis September im Durchschnitt 

um gut 17 % höher als im gleichen Zeitraum 1999 (Tabel-

le 1). Von der besseren Entwicklung des weltwirtschaftli-

chen Umfeldes — vor allem bedingt durch den bis zum 

Sommer robusten Konjunkturaufschwung in den USA — 

konnte die Industrie merklich profitieren. Hinzu kamen 

Verbesserungen der preislichen Wettbewerbsfähigkeit, 

zurückzuführen einerseits auf den unerwartet starken Fall 

des Euro-Wechselkurses, andererseits auf die günstige 

Entwicklung der Lohnstückkosten im Vergleich zu den 

Wettbewerbern. Damit ist die Wettbewerbsfähigkeit in Eu-

ropa, dem nach wie vor wichtigsten Absatzmarkt der 

deutschen Industrie, gekräftigt worden. Insgesamt über-

traf die Produktion im verarbeitenden Gewerbe in den er-

sten drei Quartalen 2000 das Vorjahresniveau um gut 7 %. 

Erste Anzeichen einer Abschwächung 

In den letzten Monaten hat die Industriekonjunktur et-

was an Fahrt verloren.2 Im dritten Quartal nahm die Pro-

duktion des verarbeitenden Gewerbes um 1,6% gegen-

über dem Vorquartal zu, nach 2,2% im zweiten Jahres-

viertel (Tabelle 2).3 In dieses Bild passt auch die 

Entwicklung des Geschäftsklimaindex für das westdeut-

Abbildung 1 

Verarbeitendes Gewerbe 
Entwicklung von Auftragseingang und Produktion 
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Quelle: Statistisches Bundesamt. 

DI „• Deutsahes 1n:t,t•t fur 
I Wirtschaftsforschung 

1 Industrieproduktion noch ohne Dampf. Bearb.: Claudius 
Schmidt-Faber. In: Wochenbericht des DIW, Nr. 47/99. 

2 Die hier vorgenommene Analyse beruht auf den revidierten 
Produktionsergebnissen des Statistischen Bundesamtes für Sep-
tember. Die Werte des dritten Quartals dürften sich aber nochmals 
ändern, da sie später noch auf die vollständigen Ergebnisse der 
vierteljährlichen Produktionserhebung abgestimmt werden müs-
sen. Vergleiche gegenüber dem Vorjahr beruhen auf arbeitstäglich 
bereinigten Indexreihen. Die Indexreihen für Vergleiche gegenüber 
dem Vorquartal wurden zusätzlich mit dem Berliner Verfahren sai-
sonbereinigt. 

3 Bei den saisonbereinigten Monatszahlen der Industrieproduk-
tion nach dem hier verwendeten Berliner Verfahren (BV 4) zeigte 
sich diese leichte Abschwächung schon relativ früh. Bei Anwen-
dung des von der Bundesbank favorisierten (Fortsetzung S. 834) 
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Tabelle 1 

Produktion und Auftragseingang im Bergbau und verarbeitenden Gewerbe 

Sektoren Struktur') 
1999 

Produktion 2) 
Veränderungen zum 

Vorjahr in % 

2. Vj. 2000 3. Vi. 2000 Jan.-Sept. 
2000 

Export- 
quote 3) 

1999 

Auftragseingang') 
Veränderungen zum 

Vorjahr in % 

Insgesamt Inland 

Jan.-Sept. 2000 

Ausland 

Bergbau und verarbeitendes Gewerbe 

Vorleistungsgüterproduzenten 

Investitionsgüterproduzenten 

Gebrauchsgüterproduzenten 

Verbrauchsgüterproduzenten 

Bergbaus) 

Kohlenbergbau, Torfgewinnung 

Gewinnung von Erdöl und Erdgas 

Gewinnung von Steinen und Erden 

Verarbeitendes Gewerbe 

Ernährungsgewerbe 

Tabakverarbeitung 

Textilgewerbe 
Bekleidungsgewerbe 

Ledergewerbe 

Holzgewerbe 

Papiergewerbe 

Verlags- und Druckgewerbe 
Mineralölverarbeitung, Kokerei 

Chemische Industrie 

Gummi- und Kunststoffwaren 

Glas, Keramik, Steine und Erden 
Metallerzeugung und -bearbeitung 
Metallverarbeitung 

Maschinenbau 

EDV-Geräte, Büromaschinen 

Elektrotechnik 
Medientechnik 

Mess- und Regeltechnik 

Kraftwagenbau 

Sonstiger Fahrzeugbau 

Möbel, Spielwaren 
Recycling 

100,0 7,5 7,6 7,1 35,2 11,2 6,9 17,4 

47,7 6,5 5,5 6,0 31,5 11,0 7,5 17,2 

28,9 10,8 12,7 11,0 49,1 14,9 9,8 20,6 

8,4 7,9 10,4 8,3 24,5 6,8 2,1 11,8 

15,0 3,5 2,0 1,8 16,4 0,1 -3,3 6,9 

2,0 -6,7 -4,6 -6,1 5,8 

1,3 -7,6 -4,5 -7,0 2,8 

0,1 -12,7 -17,2 -12,5 2,6 

0,6 -3,8 -2,5 -2,7 10,3 

98,0 7,6 7,8 7,3 35,2 11,2 6,9 17,4 

7,6 5,5 0,8 2,9 11,9 - -
0,4 4,3 8,7 4,7 7,6 - - -

1,2 2,3 2,5 0,6 32,5 3,3 -0,2 10,7 

0,6 -10,9 -4,2 -10,2 27,5 -0,6 -2,7 4,2 

0,2 -3,0 -4,1 -3,5 25,4 -0,6 -2,8 6,0 
1,8 3,3 -0,1 2,8 13,5 1,4 -1,4 19,2 

2,0 4,8 4,4 4,8 33,8 6,8 5,3 9,5 
5,1 5,1 4,4 5,1 7,0 4,9 3,6 15,7 

0,5 2,1 7,8 2,4 3,8 - -

10,9 5,1 2,3 3,0 49,8 9,1 6,3 12,0 
4,8 6,6 4,9 5,6 28,8 6,2 3,0 14,1 

4,0 0,7 -1,5 1,2 16,5 4,1 0,7 14,1 
4,1 7,6 8,4 8,0 35,2 9,1 10,0 7,6 

8,5 7,3 5,4 6,4 20,3 6,3 4,8 12,0 
13,0 6,2 10,9 7,2 47,0 15,7 9,1 23,1 

1,7 54,3 18,0 41,2 34,5 19,6 16,8 25,5 

7,5 5,0 7,4 5,5 35,0 10,5 4,6 21,8 
2,3 32,4 34,8 30,8 54,1 41,8 33,4 49,1 

3,2 13,7 18,4 14,9 44,3 18,7 7,9 31,4 
13,8 11,3 15,4 12,2 55,8 8,4 4,6 11,6 

1,3 6,6 3,5 5,8 48,9 23,9 35,6 14,4 
2,5 3,0 2,5 2,1 20,1 1,9 -0,3 13,2 

0,2 28,1 20,0 28,2 25,4 - - - 

') Anteile in % an der Bruttowertschöpfung zu Faktorkosten des Bergbaus und verarbeitenden Gewerbes insgesamt. - z) Produktionsin-
dex, 1995 = 100, arbeitstäglich bereinigt. - 3) Auslandsumsatz in % des Gesamtumsatzes des jeweiligen Sektors. - 4) Volumenindex, 
1995 = 100. - 5) Einschließlich Gewinnung von Steinen und Erden. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW. 

sche verarbeitende Gewerbe, der im September bereits 

zum vierten Mal in Folge rückläufig war. 

Ein Nachlassen der weltwirtschaftlichen Dynamik 

hauptsächlich aufgrund der Konjunkturabschwächung in 

den USA und die dadurch gedämpfte Nachfrage nach In-

dustrieprodukten aus Deutschland war allgemein erwar-

tet worden. Hinzu gekommen sind die Effekte des Ölpreis-

anstiegs; dieser hat in den Industrieländern zu einem Re-

aleinkommensentzug geführt und damit die Nachfrage 

gebremst.' Zudem werden sich die von der Geldpolitik 

ausgehenden dämpfenden Effekte noch verstärken. 

Entwicklung in den Hauptgruppen 

Die Entwicklung der Hauptgruppen und einzelner Wirt-

schaftszweige gibt weiteren Aufschluss über die Rolle der 

Industrie im Konjunkturzyklus und das konjunkturelle Mus-

(Fortsetzung v. S. 833) Saisonbereinigungsverfahrens X12-Ari-
ma war die Wachstumseintrübung dagegen zunächst weniger deut-
lich zu erkennen; erst im September kam es zu einem relativ schar-
fen Rückgang der Produktion. 

4 Vgl.: Die Lage der Weltwirtschaft und der deutschen Wirtschaft 
im Herbst 2000. In: Wochenbericht des DIW, Nr. 43/2000. 
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ter innerhalb der Industrie. Ein besonderes Augenmerk gilt 

dabei den Vorleistungs- und Investitionsgüterproduzenten, 

den in der deutschen Industrie dominierenden Bereichen. 

Wegen ihrer hohen Exportquoten profitierten beide Berei-

che vom starken Anziehen der Auslandsnachfrage im ver-

gangenen Jahr; die Auftragseingänge aus dem Inland folg-

ten mit etwas Verzögerung. Insgesamt übertrafen die Auf-

träge im Durchschnitt der Monate Januar bis September 

den Vorjahresstand um 11 % bei den Vorleistungsgüter-

und um 15% bei den Investitionsgüterherstellern. Ihre 

höchste Dynamik hatten die Auftragseingänge der Vorlei-

stungsgüterproduzenten allerdings schon im Herbst des 

vergangenen Jahres überschritten (Abbildung 2). Bei den 

inländischen Auftragseingängen der Investitionsgüter-

hersteller war dies erst nach dem Jahreswechsel der Fall; 

das Wachstum der Aufträge aus dem Ausland flachte so-

gar erst zur Jahresmitte 2000 ab. Entsprechend ließ die 

Produktionsdynamik im Bereich der Vorleistungsgüterpro-

duzenten schon zu Beginn dieses Jahres nach, während 

das Tempo des Anstiegs der Produktion von Investitions-

gütern bis zuletzt ungebrochen war. 

Die Produktion im Bereich der Gebrauchsgüter expan-

dierte bis zuletzt kräftig, hauptsächlich Resultat des dy-

namisch gestiegenen Produktionsindex beim Kraftwagen-

bau und der günstigen Nachfrage- und Produktionsent-

wicklung bei Gütern der Unterhaltungselektronik aus 

deutscher Produktion. Bei den Verbrauchsgüterherstel-

lern dagegen stagnierte die Produktion im dritten Quartal 

2000; sie war allerdings auch in den Monaten davor durch 

wenig Dynamik geprägt. Bemerkenswert bei der mittelfri-

stigen Entwicklung dieses Bereichs ist die auch hier zu-

nehmende Bedeutung der Auslandsnachfrage. Maßgeb-

lich für die Stagnation am aktuellen Rand ist der deutliche 

Rückschlag beim Ernährungsgewerbe. 

Investitionsgüter: Produktion auf Hochtouren 

Der kräftige Aufschwung im verarbeitenden Gewerbe in 

den letzten eineinhalb Jahren war mit einem starken 

Anstieg der Auslastung der Produktionskapazitäten ver-

bunden. Folgt man den Berechnungen zur monatlichen 

Auslastung des Produktionspotentials mit dem Potential-

modell des DIW für Westdeutschland,5 nähert sich die Aus-

lastung Werten, wie sie zuletzt Anfang der neunziger Jah-

re im Vereinigungsboom erreicht worden waren. Mit die-

sem hohen Auslastungsgrad und bei weiterhin positiven 

Produktionserwartungen bestehen innerhalb der Industrie 

deutliche Anreize, die Kapazitäten durch zusätzliche Inve-

stitionen auszuweiten. Der Rückgang der inländischen 

Auftragseingänge bei den Investitionsgüterherstellern im 

dritten Quartal 2000 passt allerdings nicht zu diesem Bild. 

Die Analyse der Entwicklung bei wichtigen Investitionsgü-

terherstellern soll näheren Aufschluss über die hier ange-

sprochenen Zusammenhänge liefern. 

Tabelle 2 

Entwicklung in ausgewählten Branchen 

des verarbeitenden Gewerbes' ) im Jahre 2000 

Veränderung zur Vorperiode in % 

1. vi. 
2000 

2.Vj. 
2000 

3. Vj. 
2000 

Produktion 

Vorleistungsgüterproduzenten 

Investitionsgüterproduzenten 

Gebrauchsgüterproduzenten 

Verbrauchsgüterproduzenten 

Verarbeitendes Gewerbe 

Ernährungsgewerbe 

Chemische Industrie 

Metallerzeugung u. -bearbeitung 

Metallverarbeitung 

Maschinenbau 

Erweiterte Elektrotechnik 

Kraftwagenbau 

Auftragseingang Inland 

Vorleistungsgüterproduzenten 

Investitionsgüterproduzenten 

Gebrauchsgüterproduzenten 

Verbrauchsgüterproduzenten 

Verarbeitendes Gewerbe 

Chemische Industrie 

Metallerzeugung u. -bearbeitung 

Metallverarbeitung 

Maschinenbau 

Erweiterte Elektrotechnik 

Kraftwagenbau 

Auftragseingang Ausland 

Vorleistungsgüterproduzenten 

Investitionsgüterproduzenten 

Gebrauchsgüterproduzenten 

Verbrauchsgüterproduzenten 

Verarbeitendes Gewerbe 

Chemische Industrie 

Metallerzeugung u. -bearbeitung 

Metallverarbeitung 

Maschinenbau 

Erweiterte Elektrotechnik 

Kraftwagenbau 

1,1 

4,5 

2,5 

-1,1 

2,0 

-0,3 

-2,7 

2,2 

2,3 

3,4 

2,6 

5,7 

1,6 

1,2 

1,2 

-3,0 

1,1 

0,0 

2,4 

2,2 

5,3 

2,1 

1,9 

2,9 

8,8 

2,4 

2,7 

5,2 

2,3 

-2,2 

6,7 

9,9 

7,9 

2,6 

1,5 

3,0 

2,6 

2,4 

2,2 

2,3 

2,8 

0,8 

1,8 

2,5 

3,1 

3,2 

0,8 

3,4 

0,4 

0,3 

1,6 

1,0 

-2,2 

-0,6 

1,2 

2,9 

3,2 

3,0 

1,9 

0,6 

-3,1 

2,0 

-0,6 

-3,2 

5,1 

0,0 

9,4 

0,9 

0,9 

3,2 

2,4 

-0,1 

1,6 

-1,6 

-0,1 

2,0 

0,2 

3,8 

5,4 

3,3 

-0,7 

-2,7 

-0,2 

-2,4 

-1,4 

-0,9 

-2,2 

0,4 

1,2 

3,5 

-1,1 

1,3 

-0,1 

2,9 

5,1 

1,1 

3,6 

-1,4 

-4,7 

3,0 

2,6 

3,1 

')Indizes 1995 = 100, saisonbereinigt nach dem Berliner Verfah-
ren (BV4). 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW. 

Der Maschinenbau mit einem Anteil von gut 13 % an der 

Produktion des verarbeitenden Gewerbes gehört zu den 

klassischen Produzenten von Ausrüstungsinvestitionen. 

Während die Produktion im Jahresverlauf 1999 stagnier-

te, expandiert sie seit Beginn dieses Jahres mit hohen 

5 Monatlich aktualisierte Werte zur Auslastung des westdeut-
schen Produktionspotentials können im WorldWideWeb unter 

http://www.diw.de/deutschlprojekte/home/dui-kapazil abgefragt 
werden. 
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Abbildung 2 

Entwicklung von Auftragseingang und Produktion 
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Raten. Von Januar bis September war sie im Durchschnitt 

um gut 7 % höher als im gleichen Vorjahreszeitraum. Bei 

den Auftragseingängen hatte der Erholungsprozess 

schon im Frühjahr 1999 eingesetzt (Abbildung 3). Zu Be-

ginn dieses Jahres verlangsamte sich das Wachstums-

tempo zunächst, doch gingen im dritten Quartal wieder-

um deutlich mehr Aufträge vor allem aus dem Ausland ein. 

Der Maschinenbau verfügt damit über ein dickes Auf-

tragspolster. Die Kapazitätsauslastung hat nach Angaben 

des VDMA den optimalen Bereich schon überschritten, 

und bei den Arbeitskräften wird über Mangel an qualifi-

ziertem Personal — nicht nur an Ingenieuren — berichtet. 

Die Arbeitszeitkonten sind bei vielen Unternehmen voll 

ausgeschöpft, so dass zusätzliche Aufträge zu einer Er-

höhung des Auftragsbestandes und zu einer Verlänge-

rung der Lieferfristen führen. 

In den kommenden Monaten ist mit einer verlangsam-

ten Zunahme der Nachfrage zu rechnen, ein starker Ein-

bruch ist aber nicht zu erwarten. Die Produktion wird — 

wenn auch abgeschwächt — weiter expandieren, so dass 
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Abbildung 3 

Maschinenbau 
Entwicklung von Auftragseingang und Produktion 
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für dieses Jahr insgesamt ein Produktionsplus gegenüber 

1999 von rund 7'/2 % zu Buche stehen dürfte (Tabelle 3). 

Im nächsten Jahr wird sich die Abschwächung des welt-

wirtschaftlichen Expansionstempos und damit auch der 

Investitionskonjunktur hier bemerkbar machen. Dank der 

bis zuletzt hohen Produktionsdynamik und der gut gefüll-

ten Auftragsbücher wird die Herstellung von Maschinen-

bauerzeugnissen im kommenden Jahr aber noch um rund 

5 % gesteigert werden können. 

Tabelle 3 

Produktionsentwicklung 1999 bis 2001'1 

Veränderung zum Vorjahr in % 

1999 2000 2001 

Verarbeitendes Gewerbe 

Ernährungsgewerbe 

Chemische Industrie 

Metallerzeugung u. -bearbeitung 

Metallverarbeitung 

Maschinenbau 

Erweiterte Elektrotechnik 

Kraftwagenbau 

1,6 

2,6 

4,4 

-3,3 

1,9 

-2,0 

3,6 

3,1 

7,0 

2,0 

3,0 

8,0 

4,5 

7,5 

8,5 

12,0 

4 

2 

3 

-1 

2 

5 

7 

6 

'1 2000 und 2001: Prognose. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW. 

Im Bereich der erweiterten Elektrotechnikwerden über-

wiegend Investitions- und Vorleistungsgüter hergestellt. In 

ihr sind die Wirtschaftszweige Elektrotechnik (WZ-Nr. 31), 

Medientechnik (WZ-Nr. 32) sowie Mess- und Regeltech-

nik (WZ-Nr. 33) zusammengefasst; ihr Anteil an der Pro-

duktion des verarbeitenden Gewerbes betrug 1999 gut 

13 %. Auftragseingänge und Produktion expandierten seit 

Mitte des vergangenen Jahres mit hohem Tempo (Abbil-

dung 4). Die Ausfuhren der erweiterten Elektrotechnik 

entwickelten sich im ersten Halbjahr äußerst dynamisch; 

nach Branchenangaben konnten sie in alle wichtigen Ab-

satzregionen um jeweils rund 30% gegenüber dem Vor-

jahr gesteigert werden. Besonders stark war die Produkti-

onszunahme im Bereich der Kommunikations- und Nach-

richtentechnik, insbesondere bei den elektronischen 

Bauelementen. Der Nachfrageboom bei den Bauelemen-

ten dürfte in jüngster Zeit aber auch von Mehrfachbestel-

lungen aufgrund befürchteter Lieferengpässe überzeich-

net gewesen sein. 

Insgesamt ist die Expansion der Nachfrage nach Er-

zeugnissen der erweiterten Elektrotechnik nicht nur ein 

konjunkturelles Phänomen, sondern auch Ausdruck des 

strukturellen Wandels in den Industrieländern in Richtung 

Informationsgesellschaft. Auf mittlere Sicht kann weiter-

hin von einer starken Produktionszunahme ausgegangen 

werden — dies schließt konjunkturelle Schwankungen 

Abbildung 4 

Erweiterte Elektrotechnik') 
Entwicklung von Auftragseingang und Produktion 
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Abbildung 5 

Kraftwagenbau 
Entwicklung von Auftragseingang und Produktion 
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aber nicht aus. In diesem Jahr dürfte sich ein Produkti-

onszuwachs von rund 81/2% ergeben; im kommenden 

Jahr ist mit einem Plus von 7% zu rechnen. 

Die Entwicklung beim Kraftwagenbau in Deutschland 

(Gewicht im verarbeitenden Gewerbe 14%), dessen Pro-

duktion etwa zur Hälfte den Investitionsgütern zugerech-

net wird, war in diesem Jahr ebenfalls sehr expansiv (Ab-

bildung 5). Nachdem die Produktion im Jahresverlauf 

1999 nahezu stagniert hatte, war erwartet worden, dass 

auch in diesem Jahr vom Kraftwagenbau keine nennens-

werten Impulse ausgehen würden; damit im Einklang 

stand die seit Monaten schwindende Zahl der Neuzulas-

sungen von Pkw. Der Produktionsindex des Kraftwagen-

baus — Anstieg in den ersten neun Monaten gut 12 % — 

spiegelt dies jedoch nicht wider. Vor allem die Exporte 

nach Nordamerika und Asien belebten das Geschäft und 

machten die verhaltene Nachfrageentwicklung im Inland 

mehr als wett. 

Zum Bereich „Kraftwagenbau" gehören die Herstellung 

von Kraftwagen und -motoren (WZ-Nr. 34.10), die Herstel-

lung von Karosserien, Aufbauten und Anhängern (WZ-

Nr. 34.20) sowie die Teile- und Zubehörindustrie (WZ-

Nr. 34.30). Besonders dynamisch ist hier schon seit eini-

ger Zeit die Entwicklung der Produktion von Teilen und 

Zubehör (Abbildung 6). Dies ist Ausdruck der Globalisie-

rung der Automobilindustrie, die an ihre Fertigungsstätten 

im Ausland Komponenten liefert. Doch auch für den enge-

ren Bereich der Herstellung von Kraftwagen und -moto-

ren weist die amtliche Produktionsstatistik seit Jahresan-

fang eine ähnlich schwungvolle Expansion aus wie für 

den gesamten Wirtschaftszweig. 

Dies steht im Widerspruch zur Entwicklung der in Stück-

zahlen gemessenen Inlandsproduktion von Pkw und 

Nutzfahrzeugen. Nach dem saisonbereinigten Verlauf des 

Index der Inlandsproduktion hatte die Fertigung Ende 

1998 ihren Höhepunkt überschritten und sank bis jetzt 

fast stetig, wenn auch in diesem Jahr mit geringerem Tem-

po (Abbildung 7). Ein Teil dieses Rückgangs ist auf die 

Produktionsverlagerung eines Herstellers nach Belgien 

zurückzuführen. 

Die Stückzahlenmessung vermittelt aber ein verzerrtes 

Bild des Produktionsvolumens, da sich die Struktur der 

Produktion von Kraftfahrzeugen laufend ändert. Bei der 

Messung in Stück geht der Kleinwagen mit dem gleichen 

Gewicht ein wie der 16 Tonnen schwere Lkw. Der Wandel 

der Produktionsstruktur zeigt sich auch darin, dass seit 

einiger Zeit die Produktion von Personenkraftwagen der 

größeren Hubraumklassen ausgeweitet wird, während die 

der zahlenmässig bedeutenderen mittleren Hubraumklas-

sen zurückgeht. Zudem nahm zuletzt der Anteil der gefer-

tigten Nutzkraftwagen zu. 

Abbildung 6 

Kraftwagenbau nach Produktionsbereichen 
Entwicklung der Produktion 
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Abbildung 7 
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Hinzu kommt, dass Qualitätssteigerungen der Produk-

te nicht erfasst werden. So sind Neuwagen zunehmend 

hochwertiger ausgestattet; auch Kleinwagen verfügen 

häufig über ABS oder eine Klimaanlage. Dies kann mit ei-

ner reinen Stückzahlenbetrachtung nicht erfasst werden. 
Im Ergebnis wird die Produktionsdynamik dadurch unter-

zeichnet. Insofern ist der Produktionsindex als Indikator 

für die Entwicklung der Warenproduktion im Kraftwagen-

bau der Rechnung in Stück vorzuziehen, zumal nur mit 

ihm eine sinnvolle Zusammenfassung mit der Teile- und 

Zubehörindustrie möglich ist. 

Als weiterer Indikator der Produktionsentwicklung ist 

der saisonbereinigte Index des Umsatzvolumens heran-

gezogen worden. Danach ist der reale Umsatz von Janu-

ar bis September 2000 um knapp 51/2 % gegenüber dem 
gleichen Zeitraum des Vorjahres gestiegen. Produktion 

und Umsatz unterscheiden sich über die Veränderung 

des Lagers und die Erfassung des Absatzes von Dienst-

leistungen, die von der Industriebranche selber erbracht 

werden. Da sich die Umsatzentwicklung auf fachliche 

Betriebsteile bezieht, dürfte der Anteil der Dienstleis-

tungen aber nicht allzu stark ins Gewicht fallen. Ver-

gleicht man die Verläufe beider Indizes, müssten dem-

nach in jüngster Zeit die Lager an Kraftfahrzeugen auf-

gestockt worden sein. Dies hätte sich jedoch wiederum 

in der Entwicklung der Stückzahlen niederschlagen müs-

sen. Für die unterschiedlichen Tempi bei der Entwicklung 

von Stückzahlen, Produktion und Umsatzvolumen (Ab-

bildung 7) gibt es mithin keine befriedigenden Erklärun-

gen. 

Folgt man den Produktionsindizes, dürfte trotz der für 

das letzte Quartal zu erwartenden Stagnation beim Kraft-

wagenbau die Produktion in diesem Jahr um rund 12% 

höher ausfallen als im Jahre 1999. Für das kommende 

Jahr kann mit einem Anstieg um 6% gerechnet werden. 

Angesichts des voraussichtlich schwachen Überhangs 

aus diesem Jahr setzt dies eine spürbare Belebung der 

Kraftwagenproduktion im Verlauf des Jahres 2001 voraus. 

Bei der Pkw-Produktion dürften dabei wichtige Impulse 

von der inländischen Nachfrage kommen; dazu werden 

Einkommensverbesserungen bei den privaten Haushal-

ten — z.B. aus den zum Jahresanfang in Kraft tretenden 

steuerlichen Entlastungen — beitragen. 

Bei den Investitionsgüterherstellern insgesamt ist so im 

nächsten Jahr mit einem etwas verhalteneren Wachstum 

zu rechnen, allerdings auf hohem Niveau. Das vergleichs-

weise kräftige Anziehen der inländischen Nachfrage im 
ersten Halbjahr 2000 mag auch damit zusammenhängen, 

dass Investitionsvorhaben aufgrund der sich im nächsten 

Jahr verschlechternden steuerlichen Abschreibungsbe-

dingungen vorgezogen worden sind. Spätere Bestellun-

gen können aufgrund der langen Lieferfristen teilweise 

erst im kommenden Jahr abgearbeitet werden. Dies dürf-

Abbildung 8 

Chemische Industrie 
Entwicklung von Auftragseingang und Produktion 
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Abbildung 9 
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te ein wichtiger Grund für den Rückgang der inländischen 

Nachfrage im dritten Quartal gewesen sein. 

Nachlassendes Expansionstempo bei der 

Vorleistungsgüterproduktion 

Die Produktionsentwicklung bei der chemischen Indu-

strie — Anteil am verarbeitenden Gewerbe 11 %— war in 

diesem Jahr von starken Schwankungen geprägt. Nach 

dem kräftigen Anstieg im vergangenen Jahr gab es im er-

sten Quartal 2000 einen Rückschlag (Abbildung 8). An-

schließend kam es zu einer kräftigen Erholung, im dritten 

Quartal schließlich zur Stagnation der Produktion. Bis 

September addiert sich die Produktionsentwicklung in 

diesem Jahr zu einer Wachstumsrate von 3%, was dem 

Überhang aus dem vergangenen Jahr entspricht. 

Die Entwicklung der verschiedenen Produktionsberei-

che der chemischen Industrie ist uneinheitlich (Abbil-

dung 9). Während die zu den Vorleistungsgütern zählen-

de Produktion chemischer Grundstoffe ihren Zenit im vier-

ten Quartal 1999 überschritten hat und seitdem in der 

Tendenz rückläufig ist, expandiert die übrige chemische 

Industrie — hier insbesondere die Pharmaindustrie und 

die Produktion von Chemiefasern — weiter kräftig. Insge-

samt dürfte die chemische Industrie im Jahresdurch-

schnitt auf ein Produktionsplus von knapp 3% kommen. 

Für das nächste Jahr wird im Verlauf wieder mit einer 

nachhaltigen Kräftigung der Produktion gerechnet. 

Noch deutlicher als bei der chemischen Industrie ist der 

zyklische Abschwung bei den Vorleistungsgüterprodu-

zenten der Metallerzeugung und -bearbeitung. Er spiegelt 

sich zwar bislang nur in den seit dem zweiten Quartal 

2000 rückläufigen Auftragseingängen (Abbildung 10). Si-

mulationsrechnungen des DIW kommen aber zu dem Er-

gebnis, dass dieser Abschwung in Kürze auf die Produkti-

on durchschlagen wird. Der Produktionsanstieg in diesem 

Jahr dürfte sich insgesamt noch auf 8 % belaufen. Im Jah-

re 2001 ist dann mit einem Rückgang — um 1 % — zu 

rechnen, doch wird sich die Produktion zum Jahresende 

hin erholen. Dafür spricht auch der von Branchenexper-

ten erwartete zyklische Lageraufbau in der Eisen schaf-

fenden Industrie. 

Verlangsamtes Wachstum mit Risiken 

Die für das verarbeitende Gewerbe vorliegenden statis-

tischen Informationen lassen in diesem Jahr ein Wachs-

tum der Produktion von knapp 7% erwarten. Dies ist die 

höchste Zuwachsrate seit mehr als 20 Jahren. Nimmt man 

das in der Gemeinschaftsdiagnose skizzierte gesamtwirt-

schaftliche Szenario als Ausgangspunkt für eine modell-

Abbildung 10 
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gestützte Prognose der Industrieproduktion in Deutsch-

land, muss für die kommenden Monate angesichts der 

nachlassenden weltwirtschaftlichen Dynamik mit einem 

sich abschwächenden Wachstum gerechnet werden. Der 

in wichtigen Vorleistungsbereichen sich abzeichnende 

Produktionsrückgang ist sicherlich kein Vorbote eines sich 

verstärkenden Abschwungs. Vielmehr zeigen die modell-

gestützten Branchenprognosen, dass die Produktion in 

diesen Bereichen im kommenden Jahr wieder an Tempo 

gewinnt. Auch die Fertigung der Investitionsgüterherstel-

ler dürfte weiterhin — wenn auch mit etwas geringerem 

Tempo — expandieren. Dafür sprechen die aus heutiger 

Sicht immer noch günstigen Perspektiven der Weltwirt-

schaft, die teilweise hohen Auftragsbestände und der viel-

fach hohe Auslastungsgrad bei wichtigen Nachfragern im 

Inland. Insgesamt ist im kommenden Jahr ein Zuwachs 

der Industrieproduktion von 4% zu erwarten. 

Die Industrieproduktion bleibt damit auch im nächsten 

Jahr eine Stütze der Konjunktur in Deutschland, auch 

wenn sie etwas an Kraft verliert. Risiken können sich aus 

einer starken Aufwertung des Euro, einer abrupten 

Wachstumseintrübung in den USA oder einem weiter stei-

genden Ölpreis ergeben. Dies würde insbesondere die 

deutsche Industrie treffen. 
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